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I. Grundlage der Akteneinsicht

Gem. Antrag der AFD-Fraktion vom 12.12.2023 und dem Beschluss der
Stadtverordnetenversammlung vom 13.02.2024 wurden die Mitglieder des Haupt- und
Finanzausschusses als Akteneinsichtsausschuss zum Vertrag Segmüller einstimmig
eingesetzt.

Die Fragestellung geht aus der Begründung des Antrages hervor: Der Magistrat bittet die
Stadtverordnetenversammlung um rund 16 Mio. €, um aus dem Vertrag mit Segmüller
aussteigen und einen Vertrag mit einem anderen Grundstückskäufer schließen zu können.
Es soll deshalb überprüft werden, warum der Vertrag mit Segmüller keine entsprechende
Ausstiegsklausel zu Gunsten der Stadt enthält, die dazu führen würde, dass eine derartige
Zahlung nicht nötig ist. Weiterhin sollen nach Möglichkeit, die sich hieraus ergebenden
haftungsrechtlichen Fragen geklärt werden.

Am 14.03.2024 konstituierte sich der Akteneinsichtsausschuss gemäß§ 50 Abs. 2 HGO. Die
Mitglieder sind deckungsgleich mit den Mitgliedern des Haupt- und Finanzausschusses bzw.
deren Vertretungen in Abwesenheit. Die anwesenden Mitglieder, analog auch bei den
weiteren Terminen, sind den jeweiligen Protokollen zu entnehmen. Die Besetzung des
Vorsitzes, der Stellvertretung und der Schriftführung ist aufgrund der Beauftragung des
Haupt- und Finanzausschusses als Akteneinsichtsausschuss deckungsgleich. Die Sitzung
startete um 19.30 Uhr und endete um 20.07 Uhr.

II. Verfahren der Akteneinsicht

Im Verlauf der konstituierenden Sitzung wurde einstimmig vereinbart, dass die Mitglieder sich
im Rahmen von zwei Sitzungen die Einsichtnahme in die Akten vornehmen möchten.

Der erste Termin der Einsichtnahme fand am 18.04.2024 von 19.00 bis 20.50 Uhr und der
zweite Termin am 13.06.2024 von 19.00 bis 20.16 Uhr statt.

Zur Akteneinsichtnahme wurden jeder Fraktion jeweils 2 Aktenordner mit deckungsgleichem
Inhalt zur Verfügung gestellt. Ein Ordner mit den Unterlagen zum ursprünglichen Vertrag von
2010 und ein Ordner mit den Unterlagen zum Vergleich von 2023.

AIie Fragen, die sich im Rahmen der Akteneinsichtnahme ergeben haben, wurden schriftlich
über den Vorsitzenden Herrn Cleve an den Magistrat weitergeleitet und beantwortet. Die
Fragestellungen und Beantwortungen wurden allen Mitgliedern zur Verfügung gestellt.

Am 04.07.2024 von 19.00 bis 19.53 Uhr fand der abschließende Termin mit Beratung und
Berichtsfassung statt.

Ill. Ergebnis der Akteneinsicht



Es wurden 4 konkurrierende Berichtsentwürfe (AFD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU & SPD
und FDP) vorgelegt, über die dann per Mehrheitsentscheid durch Ja-Stimmen abgestimmt
wurde. Auf den Berichtsentwurf von AFD entfiel eine Stimme von der AFD-Fraktion, auf den
Berichtsentwurf von Bündnis 90/Die Grünen entfielen 3 Stimmen der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen, auf den Berichtsentwurf der CDU & SPD entfielen 7 Stimmen der Fraktionen
CDU & SPD und auf den Berichtsentwurf der FDP entfiel eine Stimme der FDP-Fraktion. AIie
Berichtsentwürfe liegen dem Protokoll anbei.

Mehrheitlich wurde der Berichtsentwurf von CDU & SPD angenommen und wird folgend
vorgetragen:

Der Haupt- und Finanzausschuss tagte in seiner Funktion als
Akteneinsichtsausschuss am 18.04.2024, am 13.06.2024 und am 04.07.2024.

Ausgangspunkt ist der Kaufvertrag vom 12.05.2010, der in der
Stadtverordnetenversammlung vom 08.06.2010 mit den Stimmen von CDU, SPD und
FDP bei Stimmenthaltung der Grünen einstimmig beschlossen worden ist.

Für die Vorgeschichte ist bedeutsam, dass die Stadt wegen der schwierigen
wirtschaftlichen Verhältnisse und der noch nicht abgeschlossenen Erschließung
(Nordumgehung, Bahnunterführung) jahrelang keine größeren Verkäufe tätigen
konnte, so dass die Refinanzierung immer dringender wurde.

Zudem war 2008 der Verkauf an den Oetker-Konzern (Radeberger) wegen der
Finanzkrise 2008 nicht zustande gekommen. Demzufolge wurde seinerzeit der
Verkauf an Segmüller als Befreiungsschlag empfunden, zumal der Kaufpreis
wesentlich besser als bei Oetker ausfiel.

Die auflösende Bedingung
Ziffer 1.3 machte den Vertrag von einer Änderung des Bebauungsplanes abhängig.
10 % oder 4.500 qm der Verkaufsfläche sollten für ein zentrenrelevantes Sortiment
zulässig sein.

Es war bereits gemäß Vermerk vom 14.12.2010 erkennbar, dass diese
aufschiebende Bedingung nicht zu erfüllen war. Damit stand fest, dass der Vertrag in
der abgeschlossenen Form nicht wirksam werden konnte.

Trotzdem hielten Segmüller und die Stadt mangels anderer Alternativen an dem
Projekt fest. Segmüller tätigte weiterhin Aufwendungen für das Projekt.

Vertragsloser Zustand I Neuprotokollierung
Die Stadt sah deshalb die Notwendigkeit einer Neuprotokollierung, vgl. Schreiben
Erster Stadtrat Jörg Frank vom 21.08.2013.

Der Berater von Segmüller, Bürgermeister a.D. Körner, Weiterstadt, wollte allerdings
keine Neuprotokollierung, weil er zu diesem Zeitpunkt eine öffentliche Diskussion
wegen der Flächenproblematik vermeiden wollte, vgl. Mail Erster Stadtrat Frank vom
06.09.2013.



Die Konsequenz war, dass der Schwebezustand erhalten blieb.

Nachverhandlung 2021/2022
Zu diesem Zeitpunkt wollte die Stadt immer noch das Projekt zum Erfolg führen, aber
zu für die Stadt verbesserten Konditionen. Es gab damals nur Segmüller als
Interessenten für das Grundstück.

Die Konsequenz aus der klaren Weigerung Segmüllers war, dass es nicht zu einer
neuen Vereinbarung kam.

Neues Kaufinteresse
Als das Thema Rechenzentrum mit immer größeren Flächenanforderungen virulent
wurde, wurde der Ausstieg aus der Bindung an Segmüller von Seiten der Stadt aktiv
betrieben. Hierzu wurde am 05.06.2023 auf Betreiben von Stadtrat Minkel der
Beschluss gefasst, durch Feststellungsklage den Status des Kaufvertrags vom
12.05.2010 zu klären, nämlich:

a. Ist der Vertrag unwirksam wegen Nichteintritts der aufschiebenden Bedingung
zum innenstadtrelevanten Sortiment?

b. Wenn wirksam, ob und wann die zeitliche Bindung ausgelaufen ist oder
auslaufen wird?

Für diese Klage wurden gute Erfolgsaussichten gesehen, gestützt auf das Urteil des
BGH vom 02.10.2015, 5 ZR Z 307/13.

Der Vergleich mit Segmüller
Fraglos förderte die Klagedrohung der Stadt die Verhandlungsbereitschaft von
Segmüller. Es kam zu dem bekannten Vergleich.

Die Notwendigkeit des Vergleichs
Der Vergleich schafft Klarheit, Rechtssicherheit und Tempogewinn für den lukrativen
Weiterverkauf für ein Rechenzentrum.

Segmüller hätte nicht freiwillig auf Ansprüche verzichtet. Die Klärung der Rechtslage
hätte wegen des lnstanzenzuges erhebliche Zeit gekostet. Unter solchen Umständen
wäre der Weiterverkauf des Grundstücks blockiert gewesen.

Das Stromkontingent wäre nicht zu halten gewesen, das Projekt hätte woanders
seinen Weg gesucht.
Selbst wenn nach geraumer Zeit die Unwirksamkeit des Vertrages festgestellt
worden wäre, wäre damit die Frage des Vertrauensschadens nicht ausgeräumt
gewesen, weil die Stadt zumindest bis 2022 mit Segmüller kooperierte und die
Hoffnung aufrecht erhielt, es könne zu einem Möbelmarkt kommen.
Gemessen an dem erwarteten Erfolg durch das Rechenzentrum ist das Opfer der
Stadt nicht übermäßig groß.

Die vereinbarte Zahlung an Segmüller hat den Weg geöffnet, das Grundstück für ein
Mehrfaches zu veräußern.



Gemessen an dem erwarteten Erfolg durch das Rechenzentrum ist das Opfer der Stadt
nicht übermäßig groß.

Die vereinbarte Zahlung an Segmüller hat den Weg geöffnet, das Grundstück für ein
Mehrfaches zu veräußern.

Rücktrittsproblematik nach Ziffer 5.1 des KV vom 12.05.2010
Die Stadt hatte ein Rücktrittsrecht für den Fall der Nichtzahlung des fälligen Kaufpreises.
Dieser Grund trat nicht ein.

Segmüller hatte ein Rücktrittsrecht nach Ziffer 5.2 innerhalb von 3 Jahren, wenn der
vereinbarte Bebauungsplan nicht zustande kam.

Segmüller hat bekanntlich dieses Recht nicht gezogen, weil sie an dem Projekt in
veränderter Form festhalten wollten.

Hätte die Stadt dieses Recht wie Segmüller gehabt, hätte die Stadt gleichfalls den
Rücktritt nicht gezogen, da es einen anderen Interessenten nicht gab und Segmüller an
dem Projekt festhielt.

Rücktrittsrecht für den Fall eines lukrativeren Angebots
Eine solche Klausel ist Wunschdenken, hat aber mit der Realität nichts zu tun, weil kein
Unternehmer in ein Projekt Millionen investiert, um nach Belieben rausgeworfen zu
werden.

Fazit
Ein Fehlverhalten der Verantwortlichen, insbesondere Stadtrat Klaus Minkel, Erster
Stadtrat Jörg Frank und Bürgermeister Dr. Thomas Stöhr ist nicht feststellbar.

Ausschussvorsitzender
(10.07.2024)




